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B e n j a m i n  ( 1 3 ) ,  S i m o n  ( 1 3 ) ,  F a t i m e  ( 1 4 ) ,  A b d u l l a h  ( 1 3 ) ,  S a ra h  ( 1 3 )  u n d  R ó z a  ( 1 4 )

Die Europäische Union (EU) ist eine Vereini-

gung, die auf vielen Ebenen zusammenarbeitet. 

Durch die Zusammenarbeit ist das Lösen von 

Problemen viel leichter. Mehrere Menschen 

arbeiten gemeinsam an einem Problem, damit 

die Arbeit aufgeteilt wird und weil mehr Ideen 

immer gut sind. Nach dem Zweiten Weltkrieg 

veranlasst der Wunsch nach wirtschaftlichem 

Wachstum und Frieden, die Bildung eines politi-

schen Bündnisses in Europa. Diese Zusammen-

arbeit zeigt sich in verschiedenen Bereichen 

wie zum Beispiel in der Wirtschaft, im Umwelt-

schutz und in der Sicherheit.  Die 27 Mitglied-

L ä n d e r ü b e r g r e i f e n d e  Z u s a m m e n a r b e i t  i s t  w i c h t i g  i n  d e r  E U.

Z u s a m m e n a r b e i t  i n  d e r  E U

Zusammenhalt und Zusammenarbeit sind Grundpfeiler 

der EU und ihrer Mitgliedsländer
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staaten kommunizieren und arbeiten trotz der 

großen Vielfalt und Unterschiede, aber auch der 

vielen Gemeinsamkeiten miteinander. Eine län-

derübergreifende Infrastruktur ist ein wichtiger 

Aspekt der Kooperation der Länder. Zum Bei-

spiel Zugschienen und andere Verkehrsverbin-

dungen. Auch der Bau von Straßen führt dazu, 

dass eine unbeschwerte Reise mit dem Auto 

stattfinden kann. Mit der Einführung des Euros 

wurden viele Mitglieder durch eine einheitliche 

Währung miteinander verbunden. Außerdem 

gibt es keinen Zoll, was gut ist für den Import 

und Export, wodurch die Wirtschaft vermutlich 

gefördert wird. Natürlich gibt es in jedem Land 

nationale Gesetze, allerdings sind viele Berei-

che durch eine gemeinsame EU-Gesetzgebung 

geregelt. Das soll dafür sorgen, dass in jedem 

Mitgliedstaat die gleichen Regeln, wie zum Bei-

spiel die Menschenrechte, gelten.
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F a b i a n  ( 1 3 ) ,  N i k l a s  ( 1 3 ) ,  L i n d a  ( 1 3 ) ,  A r m i n  ( 1 4 ) ,  J a m e s  ( 1 3 )  u n d  Va l e n t i n  ( 1 4 )

Die EU, kurz für Europäische Union, ist für viele 

von uns im Alltag präsenter, als es uns bewusst 

ist. Die Geschichte reicht weit zurück, ange-

fangen bei den Ursprüngen der EU: Nach Ende 

des Zweiten Weltkrieges beschlossen im Jahre 

1951 einige Staaten, unter anderem Deutsch-

land, Frankreich, Italien und die Niederlande, 

die „Europäische Gemeinschaft für Kohle und 

Stahl“ (EGKS) zu gründen. Diese sollte dafür 

sorgen, dass Kriege in so einer Form, wie eben 

dem Zweiten Weltkrieg, verhindert werden. 

Daher auch „Gemeinschaft für Kohle und Stahl“. 

Um Europa wiederaufzubauen, brauchte man 

Stahl, aber auch für die Waffenproduktion ist 

er entscheidend. Mithilfe dieser Gemeinschaft 

versprach man sich, regulieren zu können, ob 

Staaten militärisch aufrüsten. In der Nach-

kriegszeit war das Leben in Europa von Zerstö-

rung und auch Armut geprägt. Um nicht wieder 

in prekäre Zeiten zu geraten, wurden daher all 

E u r o p ä i s c h e  U n i o n :  w i c h t i g  i m  A l l t a g  u n d  i n t e r e s s a n t  i n  d e r  G e s c h i c h t e . 

D i e  G e s c h i c h t e  d e r  E U
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Hier auch visuell ein paar wichtige Daten dargestellt.

die genannten Anstrengungen unternommen. 

Sechs Jahre später stampften die Gründungs-

länder die „Europäische Wirtschaftsgemein-

schaft“ (EWG) und auch die „Europäische Atom-

gemeinschaft“ (EAG) aus dem Boden. Im Jahre 

1960 gründeten Dänemark, das Vereinigte 

Königreich, Norwegen, Österreich, Portugal, 

Schweden und die Schweiz die „Europäische 

Freihandelsassoziation“ (EFTA). 1963 schloss 

die EWG ein Abkommen über die Zusammen-

arbeit mit der Türkei. Ein Jahr darauf wurden 

die drei Gemeinschaften (EGKS, EWG und EAG) 

zu den „Europäischen Gemeinschaften“ (EG) 

zusammengefügt. 1968 wiederum wurden die 

Zölle zwischen den Mitgliedstaaten der EG ab-

geschafft. Fünf Jahre darauf traten Dänemark, 

Irland und auch das Vereinigte Königreich in die 

EG ein. 1979 wurde das Europäische Parlament 

zum ersten Mal von den Bürgern und Bürge-

rinnen gewählt. Zwei, beziehungsweise sieben 

Jahre danach wurden Griechenland, Spanien 

und Portugal in die EG aufgenommen. Viele 

Ziele, die im Vorhinein gesetzt wurden, waren 

zu diesem Zeitpunkt noch nicht erreicht. Da-

her wurde die „Einheitliche Europäische Akte“ 

beschlossen. Vieles soll nun besser werden. 

Die EU-Flagge wurde von der EG vom Europa-

rat übernommen. 1989 stellte Österreich den 

Antrag auf Aufnahme. Drei Jahre später wurde 

in Maastricht, in den Niederlanden, die Euro-

päische Union (EU) gegründet. Die Zusammen-

arbeit soll weiter verbessert werden. 1993 gab 

es endlich den gemeinsamen Binnenmarkt, für 

die Wirtschaft gibt es kaum Grenzen mehr. 

1995 dann trat das Schengener Abkommen in 

Kraft. Nachdem auch Österreich zusammen mit 

Schweden und Finnland der EU und der EG bei-

getreten war, wurde 1999 der Euro als gemein-

same Währung eingeführt. Kurz darauf, im Jahr 

2002, galt er ab dem 1. Jänner als „echtes“ Geld. 

Davor war er „nur“ Buchgeld. 
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2004 einigten sich EU-Mitglieder auf einen 

„Vertrag über eine Verfassung für Europa“. Die-

ser Vertrag wurde jedoch von einigen Ländern 

abgelehnt. Am ersten Mai in besagtem Jahr fand 

die sogenannte „Osterweiterung“ statt. Damals 

kamen viele Länder aus dem Osten Europas 

zur EU, darunter auch die Staaten Polen, Tsche-

chien, Slowakei, Ungarn und Slowenien. Zur 

Erweiterung der EU zählte auch die Aufnahme 

von Rumänien und Bulgarien im Jahre 2007. 

Der letzte Beitritt, zum jetzigen Stand, in die 

EU war Kroatien 2014. 2016 war ein heraus-

stechendes Jahr für die Europäische Union: Im 

Vereinigten Königreich wurde darüber abge-

stimmt, ob dieses Land bei der EU bleiben sollte. 

51,9 % der wahlberechtigten Bürger:innen im 

Vereinigten Königreich stimmten für den soge-

nannten Brexit, zusammengesetzt aus „Britain“ 

und „Exit“. Am 1.7.2018 übernahm Österreich 

für ein halbes Jahr den EU-Ratsvorsitz. In den 

Jahren 2019 und ganz aktuell auch 2024 fanden 

die Europawahlen statt. Nach der Wahl im Jahr 

2019, wo Bürger:innen des Vereinigten König-

reichs noch wählen durften, war mit dem Datum 

des 31.1.2020 der Brexit vollzogen. Das Land 

war nun endgültig aus der EU ausgetreten.  

Abschließend kann man feststellen, dass die EU 

für sehr viele Menschen positive Veränderun-

gen mit sich bringt. Sich mit der Geschichte zu 

befassen, ist spannender, als man ursprünglich 

vielleicht annehmen würde. Eine persönliche 

Meinung, wie sich die EU entwickeln wird: Wir 

denken, die Europäische Union könnte sich am 

Balkan ausdehnen und neue Mitglieder aufneh-

men, beispielsweise Bosnien und Herzegowina. 

Unserer Meinung nach könnte die EU die An-

frage annehmen und Bosnien könnte beitre-

ten. Vielleicht wird die Europäische Union ihr 

„Headquarter“ nach Brüssel verlagern und nicht 

auch noch in Straßburg tagen. Politiker:innen 

vieler Länder erwägen, die EU zu verlassen, 

aber die Länder machen es bis dato nicht.
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I m p r e s s i o n e n  a u s  d e m  Wo r k s h o p
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Pa u l  ( 1 3 ) ,  M a t i l d a  ( 1 4 ) ,  R i o  ( 1 3 ) ,  E m i n  ( 1 3 )  u n d  R u i a n  ( 1 3 )

Das EU-Parlament vertritt die Bürger:innen der 

EU und ihrer 27 Mitgliedstaaten. In jedem Staat, 

der Teil der EU ist, finden Wahlen zum Euro-

päischen Parlament statt. Es werden alle fünf 

Jahre die Abgeordneten ins Parlament der EU 

gewählt. Derzeit gibt es 720 Abgeordnete. Die 

maximale Anzahl Abgeordneter hat Deutsch-

land mit 96, die niedrigste Abgeordnetenanzahl 

eines Mitgliedslandes ist 6. Die Vorschläge für 

die Rechtsvorschriften, die im EU-Parlament 

I n  d i e s e m  A r t i ke l  g e h t  e s  u m  d a s  E U - Pa r l a m e n t .  Wo  w e r d e n  d i e  E U -

R e c h t s vo r s c h r i f t e n  b e s c h l o s s e n ,  vo n  w e m  u n d  w i e ?  D a s  s i n d  d i e  Fra g e n ,  d i e  w i r 

k l ä r e n  w e r d e n .

E U - P a r l a m e n t
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beschlossen werden, kommen aus der EU-Kom-

mission. Die Kommission hat 27 Mitglieder, ein 

Mitglied aus jedem Mitgliedstaat. Das EU-Par-

lament hat drei Standorte: in Brüssel, Straßburg 

und in Luxemburg. Zum Vergleich: Im österrei-

chischen Parlament gib es den Bundesrat und 

den Nationalrat. Die Abgeordneten im Natio-

nalrat werden gewählt. Im Nationalrat werden 

Gesetze beschlossen. Der Nationalrat hat 183 

Abgeordnete, meist aus verschiedenen politi-

schen Parteien Österreichs. Der Nationalrat 

kontrolliert auch die Regierung. Vor dem Par-

lament steht die Pallas Athene, die Göttin der 

Weisheit.  

Wir finden, die EU-Parlamentsgebäude schauen 

sehr cool aus. Wir denken es ist wichtig, dass 

die EU ein Parlament hat, weil es tatsächlich 

die Bürger:innen vertritt. Wir wollen euch noch 

mitteilen, warum uns die EU wichtig ist. Wir 

finden die EU toll, da sie das Leben auf unserem 

schönen Kontinent besser macht. Wir begrüßen 

es, dass wir Menschenrechte haben und dass 

bei jedem Produkt alle Zutaten draufstehen 

müssen. Dass wir keinen Zoll zahlen müssen, ist 

auch toll und dass innerhalb von Schengen alle 

Grenzen offen sind, ist sehr praktisch.
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K a r i m  ( 1 4 ) ,  J u r i  ( 1 3 ) ,  M o h a m m a d  ( 1 4 ) ,  R a n a  ( 1 3 ) ,  A m e l i a  ( 1 3 )  u n d  Ko b ra  ( 1 4 )

O f t  w i r d  d i e  Fra g e  g e s t e l l t ,  w i e  Ö s t e r r e i c h  z u r  E U  g e ko m m e n  i s t  u n d  w i e s o  w i r  i n 

d e r  E U  s i n d .  We l c h e  K r i t e r i e n  m u s s t e n  e r f ü l l t  w e r d e n ,  w i e  i s t  e s  a b g e l a u f e n  u n d 

w a s  h a t  s i c h  g e ä n d e r t ?

Ö s t e r r e i c h  i n  d e r  E U

Für den Beitritt zur EU sprachen viele Gründe. 

Ein Grund dafür war, die politische und wirt-

schaftliche Lage zu verbessern. Eine Mitglied-

schaft bei der EU würde eine Zusammenarbeit 

ermöglichen, durch die einige Probleme gelöst 

werden können. Um bei der EU beizutreten, 

muss ein Staat einen Antrag stellen. Damit 

dieser angenommen wird, müssen besonde-

re Kriterien erfüllt werden, diese nennt man 

„Kopenhagener Kriterien“. Beispielsweise muss 

der Staat die Merkmale einer Demokratie auf-

weisen. Wichtig sind auch die Menschenrechte. 

Zudem muss eine stabile Wirtschaft vorhanden 

sein. 

Nachdem der Antrag Österreichs auf Auf-

nahmen in die EU genehmigt wurde, fand eine 
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Volksabstimmung statt. Diese entschied, ob 

Österreich zur EU beitreten soll oder nicht. Die 

Mehrheit der Österreicher:innen war für den 

Beitritt zur EU. Österreich trat 1995 der EU 

bei. Dies führte zu verschiedenen Veränderun-

gen. Beispielsweise wurde das Bargeld Schilling 

2002 durch den Euro ersetzt. Dadurch wurde 

ermöglicht, dass man in verschiedenen EU-Staa-

ten mit dem Euro bezahlen kann. Außerdem 

wurde Österreich Teil des Schengenraumes. 

Unter dem Schengenraum versteht man eine 

gemeinsame Zone, in der das Reisen ohne Vi-

sum zwischen bestimmten Ländern möglich ist. 

Ein weiterer Punkt wäre die Abschaffung von 

Zöllen zwischen EU-Ländern. 

Wir finden den Beitritt von Österreich zur EU 

eine gute Entscheidung, weil es viele positive 

Änderungen gab. Wir denken, viele Probleme 

wie Inflation, demokratiefeindliche Bewegun-

gen oder Klimaschutz können nur auf EU-Ebene 

gelöst werden.

Um der EU beizutreten, müssen vor dem Gesetz alle gleich behandelt werden und das Land muss eine stabile 

Wirtschaft haben.
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